
Mit der FinanzKommission Gesundheit hat 
die Bundesregierung einen entscheiden-
den Prozess angestoßen. Unter der Leitung 
von Bundesgesundheitsministerin Nina 
Warken soll das Gremium Wege � nden, 
die Beitragssätze in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung langfristig zu stabilisie-
ren – und zwar mit greifbaren Ergebnis-
sen bis März 2026, damit ab 2027 spür-
bare Verbesserungen möglich werden.

Die Aufgabe ist komplex, aber überfällig: 
Die Kommission soll die wahren Kosten-
treiber identi� zieren, inef� ziente Struktu-
ren sichtbar machen und die Einnahme-
seite kritisch prüfen. Zugleich soll sie be-
werten, ob geplante Reformen – etwa 
beim Primärversorgungssystem oder in 
der Notfall- und Rettungsversorgung – 
tatsächlich zur Entlastung beitragen oder 
zusätzliche Kosten verursachen. Aber auch 
der Wettbewerb zwischen den Kassen 
sowie die Weiterentwicklung deren Struk-
turen soll Thema sein. 

Doppelstrukturen abbauen, 
Prävention stärken

Bemerkenswert ist, dass der Auftrag der 
Kommission konkret und lösungsorien-

tiert angelegt ist: Wie lassen sich Doppel-
strukturen abbauen? Welche versiche-
rungsfremden Leistungen müssen künftig 
anders � nanziert werden – und durch 
wen? Und wie können Prävention und 
Gesundheitsförderung gestärkt werden, 
um langfristig Kosten zu vermeiden, statt 
sie nur zu verwalten?

Dass die richtigen Fragen gestellt werden, 
ist ein gutes Zeichen. Entscheidend wird 
sein, dass daraus kein Bericht für die Schub-
lade entsteht, sondern ein verbindlicher 
Handlungsplan, der das System zukunfts-
fest macht – und das zügig. Zwischen der 
AOK Bayern und einigen Mitgliedern der 
FinanzKommission besteht bereits ein ver-
trauensvoller Austausch, der eine kon-
struktive Zusammenarbeit erleichtert.

Jetzt gilt es, Tempo zu machen. Die Finanz-
lage der GKV ist ernst: Rücklagen reichen 
vielerorts nur noch für wenige Tage, die 
Belastung der Beitragszahler steigt wei-
ter. Die Kommission bietet die Chance, 
bereits entwickelte Lösungsansätze end-
lich umzusetzen. Gleichzeitig muss sie
sicherstellen, dass neue Regelungen Pla-
nungssicherheit für die Kassen schaffen 
und nicht neue Unsicherheiten erzeugen. 

Die AOK Bayern zeigt, dass sie ein ver-
lässlicher Partner ist und für eine solide 
Finanzierung der Leistungen wie auch 
Versorgung ihrer Versicherten steht.

Kurzfristig braucht es eine einnahmen-
orientierte Ausgabenpolitik und zielgerich-
tete Steuerzuschüsse für versicherungs-
fremde Leistungen, um die GKV zu sta-
bilisieren. Und es führt kein Weg an struk-
turellen Reformen vorbei – vor allem in 
der P� ege, der Arzneimittelversorgung, 
der Krankenhausplanung und der Not-
fallversorgung.

Eminent wichtig ist, dass versicherungs-
fremde Leistungen künftig aus Steuer-
mitteln und nicht mehr aus Beiträgen 
bezahlt werden. Darüber hinaus sind die 
Leistungsausgaben für Bürgergeldbezie-
her endlich vollständig auszugleichen. Und 
auch die Mehrwertsteuer auf Arzneimit-
tel gehört reformiert: Es ist nicht nach-
vollziehbar, dass lebenswichtige Medika-
mente mit 19 Prozent besteuert werden, 
während für Süßwaren nur sieben Prozent 
gelten. Eine gerechtere Regelung würde 
der GKV jährlich Milliarden bringen – 
Geld, das direkt in die Versorgung der 
Menschen � ießen könnte.

Jetzt braucht es Mut zur Ent-
scheidung und Veränderung

Die FinanzKommission Gesundheit ist eine 
Chance – und sie darf nicht ungenutzt 
bleiben. Wenn sie schnell die richtigen 
Schlüsse zieht und diese entschlossen um-
gesetzt werden, kann sie der Wendepunkt 
für ein solidarisches und � nanzierbares 
Gesundheitssystem werden.

Die AOK Bayern wird diesen Prozess ak-
tiv begleiten – mit Erfahrung, klaren Po-
sitionen und Gestaltungswillen. Denn 
Stabilität entsteht nicht durch Stillstand, 
sondern durch Mut zur Veränderung. 
Und genau diesen Mut braucht unser 
Gesundheitssystem jetzt.

Die Finanzlage der GKV ist ernst
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